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7. Internationale Finanzbeziehungen*
Die Kapitalflüsse in Entwicklungs- und Transitionsländer haben im Jahr 2003
insgesamt zugenommen. Der rückläufige Trend der Vorjahre konnte umgekehrt
werden. Auf verschiedenen Ebenen wurden Diskussionen um neue, innovative
Mechanismen für die Finanzierung der Millenniums-Entwicklungsziele geführt.
Trotz weiterer Fortschritte bei der HIPC-Initiative bleibt die Verschuldung ins-
besondere eines Grossteils der ärmsten Länder nach wie vor akut. Die Schweiz
setzte ihr Engagement in den internationalen Finanzierungsinstitutionen fort
und verbesserte ihre Informationspolitik. 
7.1. Kapitalflüsse in Entwicklungs- und Transitionsländer
7.1.1. Übersicht 
Die langfristigen Kapitalflüsse in Entwicklungs- und Transitionsländer stiegen
gegenüber dem Vorjahr insgesamt um fast 40 Milliarden Dollar an und erreich-
ten im Jahr 2003 gemäss Angaben der Weltbank in ihrem Standardwerk Global
Development Finance 20041 nunmehr 228 Milliarden Dollar (vgl. Tabelle 17).
Das entspricht 3,6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts der Entwicklungs- und
Transitionsländer.
Dazu haben insbesondere höhere Obligationenaufnahmen zahlreicher Entwick-
lungs- und Transitionsländer beigetragen. Gestiegen sind auch die Portfolioinves-
titionen sowie die öffentliche Entwicklungshilfe (konzessionelle Kredite und Zu-
schüsse). Zudem haben auch die kurzfristigen privaten Kredite und die Überwei-
sungen der Migrantinnen und Migranten in ihre Ursprungsländer zugenommen. 
Kleiner als im Vorjahr waren die direkten Auslandsinvestitionen und die multila-
teralen Kredite. Bei den bilateralen öffentlichen Krediten wie bei den privaten
Krediten war der Rückfluss sogar grösser als der Neuzufluss.
Dieser ansteigende Kapitalfluss ist Ausdruck der weltwirtschaftlichen Erholung
und dürfte sich gemäss Prognosen der Weltbank wie auch des Internationalen
Währungsfonds (IWF) im Jahr 2004 fortsetzen2. Steigende private Kapitalflüsse
in die aufstrebenden Märkte weisen auch die Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich (BIZ) und das Institute of International Finance (IIF), der
Think Tank der privaten internationalen Banken aus3.
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* Von Bruno Gurtner, Ökonom, bei der Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für alle/Helvetas/
Caritas/HEKS für den Bereich Internationale Finanzbeziehungen zuständig.
1 World Bank, Global Development Finance 2004, Harnessing Cyclical Gains for Development.
Washington, 2004 <www.worldbank.org/prospects/gdf2004/>.
2 Vgl. dazu IMF, World Economic Outlook, Advancing Structural Reforms. Washington, April 2004,
<www.imf.org/external/pubs/ft/weo/2004/01/index.html>; IMF, World Economic Outlook. The Glo-
bal Demographic Transition,Washington, September 2004, <www.imf.org/external/pubs/ft/weo/2004/
02/index.htm>; IMF, Global Financial Stability Report, diverse Nummern, Washington, 2004,
<www.imf.org/external/pubs/ft/GFSR/2004>. 
3 BIZ, 74. Jahresbericht, Basel, 2004, und BIZ, diverse Quartalsberichte, <www.bis.org>.
IIF, Capital Flows to Emerging Markets Economies, Washington, April 15, 2004 , <www.iif.com>.
Tabelle 17 : Langfristige Kapitalflüsse in Entwicklungsländer 1998-2003
(in Milliarden Dollar, zu laufenden Preisen)
1998 1999 2000 2001 2002 2003a
Öffentl. Entwicklungsfinanzierung 60.9 42.2 22.8 54.8 35.3 28.0
Geschenke 26.7 28.5 28.7 27.9 31.2 34.3
Öffentliche Kredite (netto) 34.2 13.7 –5.9 26.9 4.1 –6.3
Multilaterale Kredite 37.4 15.9 0.9 34.6 14.7 6.5
Konzessionelle Kredite 7.4 7.0 5.6 7.3 7.5 6.4
Nicht-konzessionelle Kredite 30.0 8.8 –4.7 27.3 7.2 0.1
Bilaterale Kredite –3.2 –2.2 –6.8 –7.7 –10.6 –12.8
Konzessionelle Kredite 2.0 5.0 0.7 1.6 –1.8 –1.0
Nicht-konzessionelle Kredite –5.2 –7.2 –7.5 –9.3 -8.8 –11.8
Private Kapitalflüsse 205.5 194.5 170.9 151.3 155.3 200.2
Private Kredite 23.4 0.1 –3.9 –28.1 3.2 50.6
Obligationen (Bonds) 39.7 29.8 16.5 12.2 12.7 33.1
Bankkredite 52.4 –5.1 –5.8 –10.2 3.9 –6.6
Andere Kredite –5.1 –2.3 –5.5 –7.3 –7.0 –7.9
Kurzfristige Kredite –63.6 –22.3 –9.1 –22.9 1.4 32.0
Investitionsflüsse 182.1 194.4 174.8 179.4 152.0 149.5
Direkte Auslandsinvestitionen 175.6 181.7 162.2 175.0 147.1 135.2
Portfolioinvestitionen 6.6 12.6 12.6 4.4 4.9 14.3
Total Kapitalflüsse 266.5 236.7 193.7 206.1 190.6 228.2
Fremdarbeiterüberweisungen 62.9 67.6 68.4 77.0 88.1 93.0
Quelle : WB, Global Development Finance, 2004, Tabellen 1, 4.2 und B 21.
a = Schätzung, provisorisch
7.1.2. Öffentliche Entwicklungsfinanzierung
Die gesamte öffentliche Entwicklungsfinanzierung sank 2003 gegenüber dem
Vorjahr um 7 Milliarden Dollar auf noch 28 Milliarden Dollar ab (Tabelle 17).
Zum Vergleich : im Jahr 2001 waren netto noch 54,8 Milliarden Dollar an
öffentlichen Geldern in die Entwicklungs- und Transitionsländer geflossen. Die-
ser scharfe Rückgang ist hauptsächlich auf die deutlich tiefere Inanspruchnahme
von IWF-Überbrückungskrediten, auf die laufenden Rückzahlungen früherer
IWF-Kredite sowie auf die hohen Darlehensrückzahlungen seitens Chinas,
Indiens und Thailands an die Weltbank zurückzuführen. Auch die Rückflüsse an
die bilateralen (konzessionellen wie nicht-konzessionellen) Gläubiger stiegen
weiter an. Das ist einerseits durch die verstärkten Schuldenrückzahlungen im
Rahmen des Pariser Klubs bedingt (siehe Punkt 7.2.), andererseits gewähren die
bilateralen Geber statt Krediten verstärkt Geschenke.
Die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit stieg gemäss Weltbankangaben
hingegen, wie schon im Vorjahr, erneut an. Die Geschenke erhöhten sich im
Jahr 2003 um 3 Milliarden Dollar auf nunmehr 34,3 Milliarden Dollar. Multila-
terale konzessionelle Kredite blieben leicht hinter dem Vorjahrsbetrag zurück.
Auch die OECD weist für das Jahr 2003 eine Steigerung der Entwicklungszu-
sammenarbeit um real 3,9 Prozent auf 68,5 Milliarden Dollar aus4.
& Jahrbuch 2005, Nr. 1, Kap. 2.1., “Volumen der öffentlichen Entwicklungshilfe der DAC-Länder und
der Schweiz”, wo auch die wegen unterschiedlicher Erhebungsmethoden grösseren OECD-Zahlen aufge-
führt sind. 
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im Jahr 2003“, <(www.oecd.org )>.
Jedoch wird damit das hohe Niveau der frühen neunziger Jahre noch nicht wie-
der erreicht. Die Weltbank verdeutlicht zudem, dass diese Steigerung noch nicht
ausreicht, um die Millenniums-Entwicklungsziele finanzieren zu können.
Immerhin erwartet die Bank aufgrund der Versprechen vieler Länder eine
weiterhin steigende öffentliche Hilfe. 
Die Hälfte der Zunahme bei der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit
widerspiegelt gemäss Weltbank die verstärkte Entschuldung. Eine Milliarde der
zusätzlichen Hilfe floss nach Afghanistan und in den Irak. Die Weltbank ver-
weist ausserdem darauf, dass in der Allokation der Entwicklungshilfe mit der
Wiederaufbauhilfe an internationale Konfliktgebiete andere Ziele als die
Armutsbekämpfung wichtig würden. Das könne die Effektivität der Armutsbe-
kämpfung vermindern.
Organisationen des zivilen Sektors tragen gemäss Weltbank und OECD aus
eigenen Ressourcen 7,3 Milliarden zur Entwicklungshilfe (0,03 % des BSP)
bei5. In der Schweiz mobilisieren die Nichtregierungsorganisationen (NRO) laut
Angaben der DEZA rund 300 Millionen Franken oder 0,07 Prozent des Brutto-
sozialprodukts6.
7.1.3. Private Kapitalflüsse
Die privaten Kapitalflüsse stiegen im Jahr 2003 insgesamt deutlich an. Dazu
hat vor allem die verstärkte Aufnahme von Obligationen durch die Entwick-
lungsländer beigetragen. Auch die Portfolioinvestitionen sind deutlich ange-
wachsen. Direkte Auslandsinvestitionen blieben hingegen hinter den Vorjahrs-
zahlen zurück. Die direkten Auslandsinvestitionen der Schweizer Wirtschaft in
Entwicklungs- und Schwellenländer stieg gegenüber dem Vorjahr wiederum an. 
❏ Schuldenwirksame private Kapitalflüsse
Im Jahr 2003 flossen netto rund 51 Milliarden Dollar aus privaten Quellen in die
Entwicklungs- und Transitionsländer, was verglichen mit den Vorjahren (2002 :
+3 Mrd. $, 2001 : –28 Mrd. $) eine deutliche Trendwende darstellt. Dies ist
hauptsächlich auf eine merklich höhere Aufnahme neuer Obligationen (Bonds)
seitens vieler Entwicklungsländer zurückzuführen. Internationale Anleger fan-
den weniger Anlagemöglichkeiten in entwickelten Ländern. Gleichzeitig sank
das Anlagerisiko in wichtigen Schwellenländern. Eine bessere Kreditqualität
vieler Entwicklungsländer hatte ein besseres Rating und damit auch tiefere
Zinskosten zur Folge.
Auch die kurzfristigen Kredite stiegen deutlich an auf 32 Milliarden Dollar.
Damit erhöhte sich der Anteil der kurzfristigen Schulden an den gesamten
Schulden der Entwicklungsländer wieder leicht auf 15 Prozent. Da aber viele
Entwicklungsländer mittlerweile ihre internationalen Währungsreserven ver-
grössert haben, erachtet die Weltbank dies im Allgemeinen nicht als bedenklich.
Neue internationale Bankkredite flossen in grösserem Ausmass nur nach Osteu-
ropa und Zentralasien sowie eingeschränkter auch nach Ostasien und in die
95
5 WB, GDF 2004, aaO., S. 119ff.
6 DEZA, Aide de la Suisse aux pays en développement et aux pays en transition. Statistiques 2002,
Bern, 2004.
Pazifikregion. Für alle anderen Regionen blieben neue Bankanleihen geringer
als die Rückzahlung alter Bankkredite. Damit setzt sich der rückläufige Trend
im internationalen Bankkreditgeschäft fort. Demgegenüber können sich Ent-
wicklungsländer dank des Aufbaus des eigenen Bankensektors vermehrt auf
eigene Ressourcen abstützen. 
❏ Investitionsflüsse
Direkte Auslandsinvestitionen bilden zusammen mit den Portfolioinvestitionen
die grösste Komponente der Finanzströme nach Entwicklungsländern7. Aller-
dings sind sie zum dritten Mal in der Folge gegenüber dem Vorjahr geringer
ausgefallen und beliefen sich 2003 gemäss Angaben der Weltbank noch auf ins-
gesamt 149,5 Milliarden Dollar (Tabelle 17). Während die Portfolioinvestitio-
nen im vergangen Jahr deutlich zunahmen (14,3 Mrd. $), blieben die direkten
Auslandsinvestitionen 12 Milliarden Dollar unter dem Vorjahr und erreichen
noch 135 Milliarden Dollar. Setzt sich das Wachstum der Weltwirtschaft fort, so
dürften die Auslandsinvestitionen wieder ansteigen.
Die Weltbank führt den Rückgang auch auf die verlangsamte Privatisierungs-
welle und auf einen Rückgang in grenzüberschreitenden Unternehmenskäufen
(Mergers) zurück.
Portfolioinvestitionen fliessen fast ausschliesslich in die zwanzig wichtigsten
Entwicklungsländer. Während bei den direkten Auslandsinvestitionen transna-
tionale Unternehmen mit längerfristigen Interessen die hauptsächlichsten Inves-
toren sind, bilden bei den Portfolioinvestitionen vor allem private Anlagefonds
und Hedge Funds die wichtigsten Kapitalgeber. Der Umfang der Portfolioinves-
titionen hängt sehr stark von kurzfristigen Gewinnaussichten an den lokalen
Börsen ab. Die starke Zunahme im Jahr 2003 wurde von Indien und China ange-
führt. Auch die Stabilisierung der Wechselkurse in Brasilien, Argentinien, Süd-
afrika und der Türkei stimulierte Portfolioinvestitionen in diese Länder.
Der UNCTAD-Weltinvestitonsbericht 2004
Die UNCTAD weist in ihrem alljährlichen World Investment Report8 weltweit
ebenfalls geringere direkte Auslandsinvestitionen aus als im Vorjahr (2003 :
559,6 Mrd. $, gegenüber 678,8 Mrd. im Jahr 2002). Den Entwicklungsländern
flossen allerdings mit 172 Milliarden Dollar 14,4 Milliarden Dollar mehr zu als
im Vorjahr (Tabelle 18). Während Asien und der Pazifik eine Zunahme verzeich-
neten, mussten Lateinamerika und die Karibik einen Rückgang hinnehmen.
Afrika konnte seine Zuflüsse steigern, doch waren die Investitionen mehrheit-
lich für einige Erdöl- und Bergbauprojekte bestimmt. Für das Jahr 2004 erwartet
die UNCTAD aufgrund der Halbjahrszahlen 2004 weltweit wieder eine
Zunahme der direkten Auslandsinvestitionen. China ist mittlerweile der Welt
grösster Empfänger von direkten Auslandsinvestitionen.
In den siebziger Jahren flossen die ausländischen Direktinvestitionen laut dem
Weltinvestitionsbericht der UNCTAD höchstens zu einem Viertel in den Dienst-
leistungsbereich. Ende 2002 hatte der Anteil bereits 60 Prozent erreicht und ist
weiter im Steigen begriffen. Während in der Vergangenheit vor allem Handels-,
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8 UNCTAD, World Investment Report 2004. The Shift Towards Services. New York and Geneva, 2004 
<www.unctad.org/wir>.
Verkehrs- und Finanzdienstleistungen international angeboten wurden, kamen in
den letzten Jahren mehr und mehr die Bereiche Elektrizität, Telekommunikation
und Wasser dazu. Davon waren auch die Entwicklungsländer betroffen. Mit
zunehmendem „Outsourcing“9 von Dienstleistungen ziehen Länder wie Indien
weitere Investitionen an. Mit der wachsenden Handelbarkeit von Dienstleistun-
gen ergibt sich gemäss UNCTAD ein grosses künftiges Entwicklungspotenzial10.
Tabelle 18 : Ausländische Direktinvestitionen (FDI), nach Ländern und Regionen,
in Milliarden Dollar, Zufliessende FDI (2001-2003), Abfliessende FDI (2003), 
Bestand (2003)
Zufliessende FDI Abflies. FDI Bestand
Region/Land 2000 2001 2002 2003 2003 2003
Industrieländer 1108.0 571.5 490.0 366.6 569.6 5701.6
Europa 697.4 368.8 380.2.2 310 350.3 3538.1
Schweiz 1.39 8.9 5.6 12.2 10.9 153.7
Nordamerika 380.8 186.9 83.9 36.4 173.4 1829.7
Japan 8.3 6.2 9.2 6.3 28.8 89.7
Entwicklungsländer 252.5 219.7 157.6 172.0 35.6 2280.2
Lateinamerika/Karibik 97.5 88.1 51.4 49.7 10.7 647.7
Asien/Pazifik 146.2 112.0 94.5 107.3 23.6 1465.4
Süd/Südostasien 142.7 102.2 86.3 6.97 23.5 1352.4
China 40.7 46.9 52.7 63.5 1.9 501.5
Mittlerer Osten 1.5 6.1 3.6 4.1 –0.7 78.1
Zentralasien 1.9 3.5 4.5 6.0 0.8 31.0
Afrika 8.7 19.6 11.8 15.0 1.3 167.1
Nordafrika 2.9 5.5 3.6 5.8 0.1 55.5
Afrika südich der Sahara 5.8 14.1 8.2 9.3 1.1 111.6
Zentral- und Osteuropa 27.5 26.4 31.2 20.9 7.0 263.3
Alle Länder 1388.0 817.5 678.8 559.6 612.2 8245.1
Ärmste Entwicklungsländer 3.9 6.5 5.8 7.4 56.8
Quelle : UNCTAD, World Investment Report 2004, Tabellen B.1/B.2/B.3.
Die Kapitalverkehrsbilanz der Schweiz
Die Einkommen aus schweizerischen Kapitalanlagen im Ausland erhöhten sich
im Jahr 2003 gemäss der Schweizerischen Nationalbank (SNB) in ihrer Zah-
lungsbilanz11 um 31 Prozent auf insgesamt 83 Milliarden Franken und überstie-
gen die stagnierenden Zahlungen der Schweiz auf ausländischen Kapitalanlagen
in der Schweiz insgesamt um 45 Milliarden Franken. Eine geografische Gliede-
rung veröffentlicht die Nationalbank jedoch weder für die Erträge auf den Kapi-
talanlagen im Ausland, noch für die Leistungen auf ausländischen Kapitalanla-
gen in der Schweiz. Demzufolge ist es nicht möglich festzustellen, wie hoch die
Kapitalerträge der Schweiz aus Entwicklungsländern sind, bzw. auf wieviel sich
die Kapitalerträge auf in der Schweiz parkierte Anlagen aus Entwicklungslän-
dern belaufen.
Hingegen zeigt die gleiche Zahlungsbilanz auf, in welche Länder schweizeri-
sche Direktinvestitionen fliessen und aus welchen Ländern ausländische Direkt-
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9 Auslagerung von Datenverarbeitungsaufgaben.
10 UNCTAD, World Investment Report 2004, aaO., Kap. IV, S. 147ff.
11 Schweizerische Nationalbank (SNB), Zahlungsbilanz der Schweiz 2003, Zürich, September 2004,
sowie SNB, “Die Entwicklung der Direktinvestitionen im Jahr 2003”, in : SNB Quartalsheft 4/2004,
<www.snb.ch>.
investitionen in der Schweiz stammen. Schweizerische Direktinvestitionen sind
insgesamt nach dem tiefen Stand des Vorjahrs im Jahr 2003 wieder auf 20,4
Milliarden Franken angestiegen. Auch die Direktinvestitionen in die Schwellen-
und Entwicklungsländer sind 2003 wieder angestiegen, nachdem im Vorjahr
Schweizer Investoren desinvestiert hatten (Tabelle 19). Insbesondere mittel- und
südamerikanische Länder standen in der Gunst der Schweizer Investoren. Den
grössten Zuwachs erzielte Argentinien, vor Thailand und Brasilien. Ein bedeu-
tender Teil der schweizerischen Direktinvestitionen fliessen in die Offshore-
Zentren Europas und der Karibik. Afrika (ohne Südafrika) spielt für schweizeri-
sche Investoren nach wie vor eine unbedeutende Rolle. 
Die ausländischen Direktinvestitionen in der Schweiz haben nach dem tiefen
Vorjahrsstand die Zuflüsse des Jahres 2001 wieder übertroffen. Von den 21,3
Milliarden Franken stammen gut eine Milliarde aus Entwicklungs- und Schwel-
lenländern.
Tabelle 19 : Schweizerische Direktinvestitionen im Ausland, 2000-2003 (in Millionen Franken)
Region Schweiz. Direktinvestitionen Ausländische Direktinvestitionen
im Ausland in der Schweiz
2000 2001 2002 2003p 2000 2001 2002 2003p
Industrieländer 63 693 23631 13034 16461 31355 14602 10021 21283
Mittel- und Osteuropa 1095 1589 1587 315
Offshore-Zentren Europa 5709 –242 -246 2850
Schwellenländer 2014 730 –253 602 814 181 8 135
Asien 838 227 729 171
Mittel- und Südamerika 1177 503 -981 431
Entwicklungsländer 9739 6421 –532 3288 351 162 -199 888
Asien 251 631 -35 33 20 22 -293 35
Mittel- und Südamerika 9233 5702 –233 3261 322 136 90 848
davon : Offshore-Zentren 
Karibik 8998 5546 –492 3884 849
Afrika 255 89 –251 –5 9 5 5 5
Alle Länder 75446 30782 12249 20351 32519 14945 9783 222306
Quellen : SNB, Zahlungsbilanz der Schweiz 2003, sowie SNB, Die Entwicklung der Direktinvestitionen im Jahr 2003.
p = provisorisch
Die Portfolioinvestitionen schweizerischer Anleger im Ausland waren 2003 rund
zwei Milliarden Franken tiefer als ein Jahr zuvor und beliefen sich noch auf ins-
gesamt 45 Milliarden Franken. Ausländische Anleger zogen im Jahr 2003 insge-
samt 3 Milliarden Franken an Portfolioinvestitionen ab, verglichen mit einem
Zustrom von 11 Milliarden im Vorjahr. Eine Gliederung nach Ländern veröf-
fentlicht die Nationalbank nicht. Hingegen publizierte der IWF solche länder-
weise gegliederten Portfolioinvestitionen sowohl schweizerischer Anleger im
Ausland als auch ausländischer Anleger in der Schweiz12. Danach stiegen die
schweizerischen Portfolioinvestitionen im Ausland von 491 Milliarden im Jahr
2001 auf 523 Milliarden Dollar im Jahr 2002. Ausländische Portfolioinvestitio-
nen des Auslands erhöhten sich im gleichen Zeitraum von 218 auf 226 Milliar-
den Dollar. Der IWF schreibt allerdings, dass für viele Länder, insbesondere für
Entwicklungsländer, keine Daten erhältlich seien. 
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7.1.4. Überweisungen der Migrantinnen und Migranten 
Die Überweisungen der Migrantinnen und Migranten haben gemäss Schätzun-
gen der Weltbank erneut um 5 Milliarden Dollar zugenommen und belaufen
sich im Jahr 2003 nunmehr auf 93 Milliarden Dollar (Tabelle 17). Damit sind
diese Überweisungen nach den direkten Auslandsinvestitionen die zweitgrösste
Finanzierungsquelle der Entwicklungs- und Transitionsländer. Die Zuflüsse
waren besonders hoch in Südamerika und in der Karibik sowie in Süd- und Süd-
ostasien. Die höchsten Überweisungen stammen aus den USA und aus Saudi-
Arabien13. Die Nationalbank veranschlagt die Überweisungen der Immigranten
aus der Schweiz in ihre Herkunftsländer im Jahr 2003 auf 3582 Millionen Fran-
ken, eine Steigerung um 12,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Wohin diese Gel-
der fliessen, weist die Nationalbank nicht aus14.
Verschiedene Untersuchungen haben gezeigt, dass diese Übertragungen grös-
stenteils in den Konsum lebensnotwendiger Güter, aber auch in Bildung,
Gesundheit und in den Wohnungsbau fliessen. Sie tragen zur Armutsminde-
rung bei und reduzieren die ungleiche Einkommens- und Vermögensverteilung
in den Zustromsländern. Umstritten ist, ob Empfänger negative Anreize erhal-
ten, künftig weniger zu arbeiten und damit wachstumsmindernd wirken. Fra-
gen werfen die hohen Kommissionen der Agenturen auf, welche die Geld-
transfers tätigen.
7.1.5. Neue, innovative Finanzierungsmechanismen
Die Finanzierung der Millenniums-Entwicklungsziele der UNO ist nicht
gewährleistet. In den Diskussionen um die Fortsetzung des Prozesses von Mon-
terrey (Internationale Konferenz über die Finanzierung der Entwicklung vom
März 2002 in Monterrey, Mexiko) sind deshalb zahlreiche Vorschläge um neue,
innovative Finanzierungsmechanismen erörtert worden. 
Bereits Ende 2002 hatte der britische Schatzkanzler Gordon Brown die Schaf-
fung einer Internationalen Finanzierungsfazilität (IFF) vorgeschlagen. Diese
Fazilität sollte mit Regierungsgarantien auf den Kapitalmärkten private Finanz-
mittel aufnehmen und den Entwicklungsländern weiterleiten. Das Echo blieb
verhalten, unter anderem auch seitens der Schweiz.
& Jahrbuch 2004, Nr. 1, Kap. 7.1., S. 113.
Im Rahmen der sog. „High-Level Meetings“ zwischen den Bretton-Woods-
Institutionen und dem Wirtschafts- und Sozialrat der UNO (ECOSOC), die
jeweils im Anschluss an die Frühjahrstreffen von IWF und Weltbank stattfinden,
erfolgten weitere Diskussionen über innovative Finanzierungsmechanismen.
Entsprechende Studien wurden beauftragt.
Im Februar 2004 forderten Brasiliens Präsident Lula und der französischen Prä-
sident Chirac gemeinsam eine internationale Steuer auf Waffenexporte und
Finanztransaktionen. Eine internationale Expertengruppe sollte bis zum Sep-
tember weitere neue Finanzierungsquellen für den Kampf gegen die Armut
identifizieren (Lula-Fonds). Seit dem G-8-Gipfel in Evian sind innovative
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Developing Countries.
14 SNB, Zahlungsbilanz der Schweiz 2003, aaO., Tabelle 6, Laufende Übertragungen, S. 19.
Finanzierungsmechanismen auch Gegenstand der Gespräche zwischen den G-8-
Staaten und den Entwicklungsländern.
Am 20. September 2004 fand in New York auf Einladung Brasiliens am Rande
der UN-Generalversammlung das „World Leaders Meeting on Action Against
Hunger and Poverty“15 statt. Auf diesen Zeitpunkt hin sind zahlreiche Studien
über die verschiedenen innovativen Finanzierungsmechanismen erschienen. Die
Staats- und Regierungschefs verabschiedeten eine Erklärung16. Darin rufen sie
internationale Organisationen, Regierungen sowie den privaten und den zivilen
Sektor auf, die verschiedenen Vorschläge für innovative Finanzierungsmecha-
nismen weiter zu verfolgen und zu konkretisieren. 
Bundespräsident Joseph Deiss nahm ebenfalls an diesem Treffen teil. Er ver-
sprach die Mitarbeit der Schweiz, wandte sich aber entschieden gegen eine Kapi-
taltransaktionssteuer (Tobin Tax), hielt die Bedenken gegen die Internationale
Finanzierungsfazilität (IFF) aufrecht und gab einer internationalen Umweltsteuer
die grössten Realisierungschancen. Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke
begrüsste in einem Brief an den Bundesrat dessen Teilnahme und forderte grösst-
mögliche Offenheit gegenüber allen Vorschlägen und keine voreilige Absage an
einzelne Vorhaben. Zudem soll die Schweiz die Bekämpfung der internationalen
Steuerflucht mit unterstützen. seco und DEZA erarbeiteten interne Positions-
papiere zu den international debattierten Vorschlägen, ohne sie indessen bislang
publiziert zu haben. Innovative Finanzierungsmechanismen waren auch ein
Thema an der Jahrestagung 2004 der Bretton-Woods-Institutionen.
7.1.6. Schwellenländer als Kapitalexporteure
Schwellenländer exportieren seit dem Jahr 2000 netto mehr Kapital, als sie
importieren, stellte der IWF fest17. Während im Jahr 1998 noch insgesamt über
100 Milliarden Dollar in die Schwellenländer flossen, versiegte der Zustrom ein
Jahr später fast vollständig. Im Jahr 2000 flossen bereits insgesamt 100 Milliar-
den Dollar aus den Schwellenländern ab. Der Abfluss erhöhte sich bis 2003 auf
138 Milliarden Dollar. Darunter litten sowohl Länder, die eine Finanzkrise
durchlebten (Argentinien, Brasilien, Indonesien, Malaysia, die Philippinen, Russ-
land, Thailand und die Türkei), als auch Schwellenländer ohne Finanzkrisen.
Hinter diesem unerwünschten und der Theorie widersprechenden Phänomen
sieht der IWF drei Hauptgründe : Strukturanpassungen in den Krisenländern ;
Akkumulation von internationalen Währungsreserven und grössere Abstützung
auf die lokalen Finanzmärkte ; Reallokation von Finanzmitteln durch die inter-
nationalen Finanzakteure infolge verstärkter Risikoüberlegungen. Letzteres
hatte einen verstärkten Abfluss von Mitteln von Nichtresidenten aus den
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16 French Government Development Financing Website : <www.diplomatie.gouv.fr/actu/article.gb.asp?
ART=44576>; Landau Report : <www.diplomatie.gouv.fr/actual/pdf/landauEN.pdf>; Quadripartite
Report : <www.diplomatie.gouv.fr/actual/pdf/Reportfieng.pdf>; UN-GA, Innovative Sources of
Finance for Development. Secretary General’s Note, 17.8.2004, <www.un.org/esa/ffd/04-SGnote-ISFD-
WIDER-AUV.pdf>; A.B. Atkinson, New Sources of Development Finance: Funding the Millennium
Development Goals. UNO World Institute for Development Economics Research /(UNU-WIDER),
Oxford University Press, 2004, <http://www.wider.unu.edu/publications/policy-brief/PB10.pdf>.
17 IMF, Global Financial Stability Report, September 2004, Kap. IV, Emerging Markets as Net Capital
Exporters, S. 121ff. aaO.
Schwellenländern zur Folge. Daraus schloss der IWF, dass die Schwellenländer
hinsichtlich der privaten Kapitalflüsse immer stärker vom Geschehen auf den
internationalen Finanzmärkten abhängig seien.
Als bedeutsam erachtet der IWF aber auch die Kapitalexporte von in den
Schwellenländern wohnhaften Privaten. Ihre offiziell erfassten Offshore-Investi-
tionen und die nicht erfasste Kapitalflucht (in den Zahlungsbilanzen als „Errors
and Omissions“ aufgeführt) hatten nach IWF im Jahr 2000 zusammen 250
Milliarden Dollar erreicht.
Ins Gewicht fällt auch der starke Aufbau internationaler Währungsreserven seitens
Chinas, Indiens, Koreas, Russlands, der Türkei und weiterer, hauptsächlich asiati-
scher Länder. Diese Länder verfügen heute zum Teil über bis zu fünfmal höhere
Devisenreserven als vor dem Ausbruch der Finanzkrisen Mitte der neunziger Jahre. 
Der Aufbau erfolgte weitgehend mit dem Kauf US-amerikanischer Schatzan-
weisungen. Auf diese Weise sichern sich die Schwellenländer nicht nur gegen
künftige Finanzkrisen ab ; vielmehr finanzieren sie damit das grosse Zahlungs-
bilanzdefizit der USA, mithin also Konsum und Investitionen der grössten Wirt-
schaftsmacht. Der stetige Zukauf stützt allerdings auch die an den Dollar gebun-
denen und aus handelspolitischen Gründen überbewerteten Währungen. Eine
Abwertung würde auch den Wert der in Dollar gehaltenen Währungsreserven
nach unten korrigieren. Die UNCTAD argumentiert allerdings, dass bei einer
Abwertung der Zustrom kurzfristiger, spekulativer Gelder nach China nachlas-
sen und damit der Druck auf weitere Abwertungen vermindert würde18.
7.2. Aussenverschuldung
Die Schulden der Entwicklungsländer stiegen im Jahr 2003 insgesamt wiederum
leicht an. Trotz HIPC-Initiative belasten die Schulden deren Wirtschaft zu stark.
Die Forderung nach vollständiger Streichung der multilateralen Schulden
wurde nicht erfüllt.
7.2.1. Trends
Die gesamten Schulden der Entwicklungs- und Transitionsländer stiegen 2003
gemäss Weltbank annähernd um 100 Milliarden auf 2433 Milliarden Dollar an
(Tabelle 20). Dazu trugen alle Schuldenarten bei. Einzig die nicht öffentlich ga-
rantierten privaten Schulden sowie die privaten kommerziellen, aber öffentlich
garantierten Bankkredite waren leicht rückläufig.
Die Schuldenindikatoren (das Verhältnis der Schulden zu den Exporten von
Gütern und Dienstleistungen sowie das Verhältnis des Schuldendienstes zu den
Exporten) haben sich fast durchwegs weiter verbessert. Einzig bei Südasien
stieg das Verhältnis des Schuldendienstes gegenüber den Exporten leicht an.
Insgesamt betragen die Schulden jedoch immer noch rund 37 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts, bei Lateinamerika sogar 46,1 Prozent mit weiterhin stei-
gender Tendenz. Einzelne Länder weisen nach wie vor deutlich schlechtere
Schuldenindikatoren auf. 
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Tabelle 20 : Die Gesamtverschuldung der Entwicklungs- und Transitionsländer, 
1980, 1990, 2000-2003 (in Milliarden Dollar)
1980 1990 2000 2002 2003
Langfristige Verschuldung 409.9 1101.3 1923.2 1916.6 1960.3
Davon öffentlich/öffentlich garantiert 341.7 1041.2 1376.5 1376.3 1427.5
Öffentliche Schulden 150.0 550.9 780.7 776.3 805.4
Multilateral 46.2 203.2 332.7 357.1 374.7
–davon konzessionell 18.0 68.4 129.0 147.1 163.0
Bilateral 103.8 347.7 448.0 419.2 430.7
–davon konzessionell 71.7 206.9 250.6 254.3 267.4
Private, öffentlich garantiert 191.9 490.3 595.9 600.1 622.0
–davon Bonds 12.8 104.3 368.4 381.7 416.3
–davon kommerzielle Banken 122.7 250.4 157.8 159.2 154.1
Private, nicht öffentlich garantiert 68.3 60.1 546.7 540.3 532.8
IWF-Kredite 11.6 34.7 58.4 95.8 108.7
Kurzfristige Kredite 132.2 216.0 323.3 326.4 364.3
Gesamtverschuldung 553.6 1351.9 2305.0 2338.8 2433.3
Quelle : WB, Global Development Finance 2004, Vol. II, Washington, 2004. 
Tabelle 21 : Schuldenindikatoren, 1990, 2000, 2002-2003
Ländergruppe D/EX DS/EX
1990 2000 2002 2003 1990 2000 2002 2003
Alle Entwicklungsländer 167.6 117.3 111.3 98.2 18.6 19.4 17.8 15.0
Ostasien/Pazifik 133.0 77.4 69.5 59.6 17.7 11.3 12.1 8.5
Europa/Zentralasien 340.9 121.5 115.0 95.7 50.0 18.5 20.7 17.1
Lateinamerika/Karibik 241.2 162.1 163.7 160.6 23.9 38.8 30.7 28.9
Mittlerer Osten/Nordafrika 109.6 83.5 84.9 76.1 14.5 10.1 9.6 9.6
Südasien 303.0 151.0 136.8 116.7 27.5 14.6 14.3 14.6
Afrika südlich der Sahara 217.6 174.3 178.6 162.2 13.4 11.0 10.5 9.8
Länder mit tiefem Einkommen 290.5 184.6 174.9 – 22.8 15.3 14.8 –
Länder mit mittl. Einkommen 141.3 105.9 100.8 – 17.6 20.0 18.2 –
Quelle : WB, Global Development Finance 2004, Vol. II, Washington, 2004.
D/EX = Verhältnis Schulden/Export von Gütern und Dienstleistungen.
DS/EX = Verhältnis Schuldendienst/Export von Gütern und Dienstleistungen.
7.2.2. Die HIPC-Initiative
Bis zur Jahrestagung der Bretton-Woods-Institutionen im Herbst 2004 hatten
sich 27 der 38 potenziell wählbaren Länder für die HIPC-Initiative qualifiziert19.
Die verbleibenden elf Länder (zwei asiatische und neun afrikanische Staaten)
erleben entweder kriegerische Konflikte oder haben erst kürzlich Konflikte
beendet und/oder weisen bedeutende Zahlungsausstände gegenüber den multila-
teralen Institutionen aus. Für sie ist der Qualifizierungstermin ein weiteres Mal
um zwei Jahre bis Ende 2006 verlängert worden. Die Schweiz stimmte dieser
Verlängerung ebenfalls zu, wobei sie allerdings vorgezogen hätte, dazu die Qua-
lifizierungskriterien nicht abzuändern, wie dies eine knappe Mehrheit der IWF-
Exekutivdirektoren wünschte.
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Seit September 2003 bis zur Jahrestagung 2004 haben Guyana, Nicaragua, der
Niger, Äthiopien, der Senegal und Ghana den sog. Completion Point erreicht
und sind damit in den Genuss der umfassenden Entschuldungsmassnahmen
gekommen. Im Oktober 2004 erreichte auch Madagaskar als 15. Land diesen
Status. Der Schuldenbestand dieser Länder ist um zwei Drittel gekürzt worden.
Ihr Schuldendienst ist im Durchschnitt auf 10 Prozent ihrer Exporterlöse gesun-
ken. Dies ermöglichte es den betroffenen Ländern, ihre armutsrelevanten So-
zialausgaben teils deutlich zu steigern. Trotz dieser Entschuldung bleiben viele
Länder verletzlich gegenüber externen Schocks und weisen nach wie vor unge-
nügende Schuldenindikatoren auf. Burkina Faso, der Niger und Äthiopien sind
deswegen mit einem sog. Topping Up zusätzlich unterstützt worden.
Die zwölf noch in der Interimsperiode verbliebenen Länder haben nach Anga-
ben von IWF und Weltbank entweder ihre Armutsstrategiepapiere noch nicht
erarbeitet, die geforderten makroökonomischen Vorgaben noch nicht erfüllt,
oder weisen schwerwiegende institutionelle Kapazitätsprobleme auf. 
IWF und Weltbank schätzten die gesamten Kosten der HIPC-Initiative Ende
September 2004 auf 54,5 Milliarden Dollar (Nettogegenwartswert). Davon sind
zwei Drittel bereits ausgegeben, je zur Hälfte von multilateralen und bilateralen
Gläubigern getragen. 
Die Diskussionen um die Schuldennachhaltigkeit oder Schuldentragbarkeit
(Debt Sustainability) wurden fortgesetzt. IWF und Weltbank hielten die ver-
schuldeten ärmsten Länder an, ihr Schuldenmanagement und das System der
öffentlichen Ausgaben anzupassen, Massnahmen zur Minderung der externen
Verletzlichkeit zu ergreifen und das Wachstum zu fördern. Auch die internen
Schulden müssten mit einbezogen werden. Die Geber sollen prüfen, inwieweit
Kredite nicht durch Geschenke ersetzt werden müssen20. Die Schweiz findet, in
Übereinstimmung mit anderen gleichgesinnten Ländern, dass der von IWF und
Weltbank derzeit ins Auge gefasste Grenzwert von 300 Prozent (als Verhältnis
zwischen Schulden und Exporten) zu hoch sei.
Im Vorfeld der Jahrestagung von IWF und Weltbank schlugen die USA, unter-
stützt von amerikanischen NRO, den vollständigen Erlass aller verbliebenen
Forderungen der multilateralen Institutionen für einen kleinen Kreis von Län-
dern vor. Da dieser Vorschlag die Refinanzierungsmöglichkeiten von IWF und
Weltbank mittelfristig unterminiert hätte, blieb die Unterstützung anderer
Länder aus. Grossbritannien verpflichtete sich seinerseits, entsprechend sei-
nen Anteilen von ca. 10 Prozent an den multilateralen Institutionen den Schul-
dendienst der ärmsten Länder zu übernehmen, und rief die anderen Gläubiger-
staaten auf, dem Beispiel zu folgen. Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke
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Operational Framework and Policy Implications (und die dort angegebene Literatur). September 10,
2004, Washington <www.imf.org/external/np/pdr/sustain/2004/091004.htm>. Die Schuldennachhal-
tigkeit ist zudem ein wichtiges Thema bei der 14. Wiederauffüllung der IDA. Bemerkenswert sind
ferner UNCTAD, Economic Development in Africa. Debt Sustainability : Oasis or Mirage? Geneva
and New York, 2004 <www.unctad.org>  und Kappagoda, Nihal and Alexander, Nancy, Debt Sustai-
nability Framework for Low Income Countries : Policy and Ressource Implications. Paper submitted
for the G-24 Technical Group, September 2004 <http://www.servicesforall.org/html/otherpubs/
Debt_Sustainability_Framework_summary.html>.
forderte die Schweiz auf, diese Initiative zu unterstützen, und veranschlagte den
Mittelbedarf dazu auf rund 50 Millionen Franken21.
Praktisch beschloss die Jahrestagung allerdings lediglich, dass bis Ende 2004
von IWF und Weltbank ein Fortschrittsbericht zu erarbeiten sei.
Im Dezember 2004 leistete die Schweiz einen zusätzlichen Beitrag an den
HIPC-Trust-Fund bei der Weltbank in Höhe von 5 Millionen Franken.
7.2.3. Die Umschuldung öffentlicher Schulden
Der Pariser Klub schloss im Jahr 2004 mit 15 Ländern multilaterale Umschul-
dungsabkommen ab22. Grösster Einzelschuldner war der Irak. Ihm werden in
den kommenden Jahren etappenweise 80 Prozent der 40 Milliarden Dollar
umfassenden Schulden gestrichen. Der Pariser Klub forderte die übrigen Gläu-
bigerländer (arabische Nachbarstaaten, Osteuropa, China, Indien) auf, dem Irak
für ihre 80 Milliarden Dollar umfassenden Guthaben die gleichen Nachlassbe-
dingungen zu gewähren.
Die Schweiz war bei den Abkommen mit Honduras, Gabun, Madagaskar, dem
Irak und der Republik Kongo an den multilateralen Verhandlungen mit beteiligt.
Auf der Basis der multilateralen Abkommen des Pariser Klubs schloss die
Schweiz im Jahr 2003 mit Jordanien (nicht-konzessionell, 18 Mio. Fr.), Sierra
Leone und mit der Demokratischen Republik Kongo (Kinshasa) bilaterale
Abkommen ab23. Im Jahr 2004 vereinbarte die Schweiz bilaterale Abkommen
mit Honduras, Gabun und Madagaskar. Die Schweiz strich Ende 2004 die noch
offenen Restschulden von 9,6 Millionen Franken gegenüber Madagaskar.
7.2.4. Die Umschuldung kommerzieller Schulden
2003 schloss lediglich Uruguay im Rahmen des Londoner Klubs ein Abkom-
men über die Umschuldung von Schulden gegenüber privaten Gläubigern im
Umfang von 5,4 Millionen Dollar ab. 2004 restrukturierte Serbien-Montenegro
private Schulden von rund 2,7 Millionen Dollar24. Offen blieb bis Ende 2004 die
Umschuldung Argentiniens öffentlicher Schulden gegenüber privaten Gläubi-
gern. Anfang November unterbreitete die Regierung Argentiniens ein
Umtauschangebot für Dezember 2004/Januar 2005. Danach sollte die alte
Schuld von 81,8 Milliarden Dollar in neue Obligationen im Wert von 38,5 Milli-
arden Dollar und mit einer Laufzeit zwischen 30 und 42 Jahren umgetauscht
werden. Sie sind mit einem an das Wachstum gebundenen zusätzlichen Zinscou-
pon verbunden25.
Im Rahmen der IDA Debt Reduction Facility profitierten im Jahr 2004 Mosambik,
Madagaskar und Nicaragua von Rückkaufaktionen. Die Schweiz hatte ihren für
die Mitfinanzierung solcher Aktionen noch vorhandenen Restbetrag bereits im
Oktober 2003 als Anteil der dritten Tranche an den HIPC-Trust-Fonds übertragen.
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lung vom 30.9.2004 <www.swisscoalition.ch>.
22 <www.clubdeparis.org>.
23 ERG, Jahresbericht 2003, <www.swiss-erg.com/d/index.shtml>.
24 WB, GDF 2004, S. 65ff. aaO.
25 Neue Zürcher Zeitung, 3.11.2004.
7.2.5. Weitere Entschuldungsmassnahmen der Schweiz
Die Schweiz unterstützt nach wie vor das Debt Management Capacity Building
Programm26. Das Schwergewicht liegt derzeit bei der Regionalisierung des Pro-
gramms. Die Entschuldungsstelle der Arbeitsgemeinschaft führt die Abschluss-
arbeiten an den letzten Gegenwertfonds (Elfenbeinküste, Ägypten) weiter.
7.3. Die internationalen Finanzinstitutionen
Die Schweiz setzte ihr aktives Engagement im Internationalen Währungsfonds
und in der Weltbank an der Spitze ihrer Stimmrechtsgruppe fort. Sie verbesserte
die Informationspolitik über ihre Aktivitäten in den internationalen Finanzie-
rungsinstitutionen.
7.3.1 Die Schweiz und die Bretton-Woods-Institutionen (IMF und Weltbank)
Der Bundesrat nahm im Mai 2004 zu dem im Jahr 2003 publizierten Bericht der
ständerätlichen Geschäftsprüfungskommission (GPK-S) über die Rolle der
Schweiz in den Bretton-Woods-Institutionen (BWI) Stellung.
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In Übereinstimmung mit der GPK-S erachtet er die schweizerische Mitglied-
schaft als wichtig. Die Empfehlung der GPK-S zur Aufgabenteilung zwischen
seco und DEZA sowie zur Koordination der schweizerischen Positionen in IWF
und Weltbank erachtet der Bundesrat als weitgehend umgesetzt. Der Bundesrat
ist bereit, künftig über Zahlungen und finanzielles Engagement der Schweiz in
den Bretton-Woods-Institutionen in einer umfassenden Übersicht im jährlichen
Aussenwirtschaftsbericht zu informieren. Ebenso will er Verbesserungen in der
Information über die Tätigkeit der Schweiz in den BWI prüfen27.
Nationalrat Jean-Noel Rey (SP, VS) reichte im März eine Motion ein, mit der er
unter anderem analog zum Integrationsbüro die Errichtung eines gemeinsamen
BWI-Büros und einer aussenpolitischen Kommission verlangte. Rey stützte sich
dabei auf ein Buch des ersten schweizerischen Exekutivdirektors beim IWF,
Daniel Kaeser. Der Bundesrat beantragt Ablehnung der Motion und verweist
auf seine Antwort an die GPK-S28. Ein gemeinsames Büro ergebe keine bessere
Nutzung von Synergien, und die Arbeitsteilung und die Koordinationsabläufe
würden gut erfolgen.
Beim Stimmrecht und bei der Vertretung der Entwicklungsländer in IWF und
Weltbank sind kaum Fortschritte festzustellen. Zwar wurde die Infrastruktur
vor allem der afrikanischen Exekutivdirektoren verbessert, durch an der
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admin.ch/d/dok/medien/medienmitteilungen/2004/05/iwf.pdf>. Vgl. dazu auch Tobler, Andreas, Die
Schweiz in den Bretton-Woods-Institutionen : Einfluss, Nutzen und Kompetenzzuteilung in der
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28 Motion Rey (04.3082), Die Beziehungen der Schweiz zu IWF und Weltbank, 17.3.2004 sowie die
Stellungnahme des Bundesrates vom 7.6.2004, <www.parlament.ch/afs/data/d/gesch/2004/d_gesch_
20043082.htm>. Ausserdem Kaeser, Daniel, La longue marche vers Bretton Woods. Georg Editeur,
Chêne-Bourg/Genève et Paris, 2004. 
Stimmrechtsverteilung wurde infolge tiefgreifender Meinungsverschiedenheit
nichts geändert. Der Schweizer Anteil würde mit jeder Anpassung mit grosser
Wahrscheinlichkeit vermindert, weshalb die Schweiz eine sehr vorsichtige Hal-
tung einnimmt.
Zentrales Instrument der Armutsbekämpfung sind die von den einzelnen Län-
dern zu erstellenden Armutsstrategiepapier (PRSP), die von IWF und Weltbank
stark gefördert werden.
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Der von IWF und Weltbank gemeinsam erstellte Fortschrittsbericht verweist da-
rauf, dass zehn weitere Länder bis Juni 2004 PRSP fertig gestellt haben. Der
Bericht zeigt allerdings auch die Mängel und Schwierigkeiten auf29. Die unab-
hängigen Evaluationsinstanzen von IWF und Weltbank veröffentlichten im Som-
mer 2004 die Resultate ihrer parallel durchgeführten Evaluationen der PRSP und
kamen zu ähnlichen Schlüssen : Die PRSP sind wertvoll, doch weist der Erarbei-
tungs- und Umsetzungsprozess weiterhin grosse Mängel auf30. Die Schweiz
unterstützt den PRS-Prozess stark. seco und DEZA erliessen im Februar 2004
gemeinsam ein bisher nicht veröffentlichtes High Level Statement, worin sie die
PRSP als Schlüsseldokumente und Referenzrahmen für die Armutsbekämpfung
bezeichnen. Sie wollen die Partnerländer bei der Ausarbeitung unterstützen31. Die
Entschuldungsstelle der Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke erarbeitet im Rah-
men ihres Mandates mit seco und DEZA derzeit Monitoringsysteme insbeson-
dere für die zivilgesellschaftliche Partizipation am PRS-Prozess32.
❏ Die Schweiz und der Internationale Währungsfonds (IWF)
Rückläufige Kredittätigkeit des IWF
Der IWF gewährte im Geschäftsjahr 2004 (abgeschlossen im April 2004) fünf
neue Bereitschaftsabkommen und zehn Abkommen im Rahmen der Armutsbe-
kämpfungs- und Wachstumsfazilität (PRGF) im Umfang von insgesamt 15,5
Milliarden Sonderziehungsrechten (SZR), was umgerechnet 22,5 Milliarden
Dollar entspricht (Tabelle 22). Damit nahm die Zahl der Kreditzusagen, die ver-
pflichtete Kreditsumme und die Kreditauszahlung verglichen mit dem Vorjahr
ab. Da gleichzeitig die Kreditrückzahlungen deutlich stiegen, nahm auch die
Summe der ausstehenden Kredite ab33. 71 Prozent der ausstehenden Kredite
wurden an Argentinien (9,9 Mrd. SZR), Brasilien (17,2 Mrd.) und die Türkei
(14,9 Mrd.) vergeben.
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30 WB, The Poverty Reduction Strategy Initiative : An Independent Evaluation of the World Bank’s Sup-
port Through 2003, Washington, 2004 <www.worldbank.org/oed/prsp/index.html, sowie : IMF,
Report on the Evaluation of Poverty Reduction Strategy Papers (PRSPs) and The Poverty Reduction
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31 Vgl. dazu auch Rubiola, Monica, seco, Armutsbekämpfungsstrategien – eine Chance für die wirt-
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32 Die Entschuldungsstelle erarbeitete zwei Pilotstudien zu Burkina Faso und zu Ghana : <www. 
swisscoalition.ch/english/files/T_EgDyCo.pdf> und <www.swisscoalition.ch/english/files/T_EgDyCa.
pdf>.
33 IMF, Annual Report 2004. Making the Global Economy Work for All, Washington, 2004
<www.imf.org/external/pubs/ft/ar/2004/eng/index.htm>.
Tabelle 22 : Kredittätigkeit des IWF, 2000-2004, (in Milliarden SZR, jeweils per 30.4.)
2000 2001 2002 2003 2004
Kreditzusagen 22.9 14.3 41.3 30.6 15.5
Kreditauszahlungen 6.9 10.2 30.1 23.0 18.7
Rückzahlungen 23.6 11.8 20.0 8.7 22.5
Nettotransfer -16.7 -2.6 10.1 14.3 -3.8
Ausstehende Kredite 50.3 48.7 58.7 72.9 69.0
Überfällige Verpflichtungen 2.3 2.2 2.1 1.7 2.0
Zahl der Kreditverträge 58 62 52 54 49
Quelle, IMF, Annual Report 2004. Making the Gobal Economy Work for All, Washington, 2004, <www.imf.org/external/pubs/
ft/ar/2004/eng/index.htm>.
An Stelle des zum deutschen Bundespräsidenten gewählten Horst Köhler führt
neu der ehemalige spanische Finanzminister Rodrigo de Rato Figaredo den IWF
als Geschäftsführender Direktor.
Die Politik der Schweiz in der laufenden Geschäftstätigkeit des IWF
Das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) publiziert quartalsweise einen
Newsletter zum IWF. Der schweizerische Exekutivdirektor beim IWF berichtet
zudem jährlich gegenüber den Gouverneuren der acht von der Schweiz geführ-
ten Stimmrechtsländer über die Geschäftstätigkeit und über seine Position34.
Bei der zweijährlichen Überprüfung der Überwachungstätigkeit des IWF (Sur-
veillance) trat die Schweiz mit der Mehrheit im Exekutivrat für eine zeitge-
rechte und umfassende Publikation der Hintergrundpapiere ein. Zur Stärkung
der Surveillance sollte auch deren Auswirkungen auf die Politik der Mitglieds-
länder besser überwacht werden. Bei den Länderprüfungen (Art. IV-Konsulta-
tionen) sollen die Berichte künftig ein spezielles Augenmerk auf die Datenqua-
lität werfen. Die Schweiz wünschte ausserdem eine verbesserte Analyse der
sozialen Auswirkungen der Programme. Sie stimmte dem Auslaufen der nie
benutzten Contingent Credit Line zu, eine Kreditlinie für Länder mit einer guten
Wirtschaftspolitik, die dennoch wegen externer Krisen in Schwierigkeiten gera-
ten. Ein als Ersatz gedachtes und von den USA vorgeschlagenes „Policy Moni-
toring Arrangement“ erachtet die Schweiz als interessant, weil es die Lücke
zwischen der Überwachungstätigkeit und den Finanzprogrammen schliessen
könne. Allerdings müsste die Konditionalität die gleiche Qualität aufweisen wie
bei Kreditprogrammen. Das wollen vor allem die Entwicklungsländer nicht. Die
Schweiz zeigte sich deshalb skeptisch, ob ein solches Arrangement überhaupt
benutzt würde. Schliesslich wurde die technische Zusammenarbeit des IWF rou-
tinegemäss überprüft. Die Schweiz verlangte, die Auswirkungen der techni-
schen Zusammenarbeit müssten besser überprüft werden.
Bei der Politik der Krisenlösung (Crisis Resolution) warf der Zugang zu Krediten
bei Zahlungsbilanzkrisen Fragen auf. Diese Debatte wurde durch die ausseror-
dentlich hohe Mittelvergabe an Argentinien, Brasilien und die Türkei ausgelöst.
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34 EFD, Newsletter zum IWF, diverse Ausgaben <www.efv.admin.ch/d/internat/iwf_int/index.htm>.
IMF, Executive Director for Azerbaijan, Kyrgyz Republic, Poland, Serbia and Montenegro, Switzer-
land, Tajikistan, Turkmenistan, Uzbekistan. Activity Report 2004, Washington, 2004, <www.
deza.admin.ch/ressources/deza_product_en_1213.pdf>. Weitere Angaben finden sich bei SNB, Inter-
nationale Währungszusammenarbeit <www.snb.ch/d/snb/taetigkeit/content_intzus.html>. Für weitere
Details konsultiere man den Jahresbericht des IWF.
Die Schweiz hatte sich bei neuen Krediten oder bei Verlängerungen mehrfach
der Stimme enthalten oder äusserte sich skeptisch. Sie trat dafür ein, künftig die
vorhandenen Kriterien strikter einzuhalten, Exit-Strategien für Grossschuldner
zu entwerfen und den Zugang für ausserordentliche Mittel zinslich höher zu
belasten. Sie fand sich in Übereinstimmung mit den Evaluationsberichten des
IWF zu dessen Rolle in Argentinien35. Die Schweiz bedauerte im Weiteren den
langsamen Fortschritt beim Erarbeiten von freiwilligen Prinzipien für die Re-
strukturierung der Schulden souveräner Staaten. Diese Prinzipien sollten an die
Stelle des abgelehnten Mechanismus für die Umstrukturierung souveräner
Schulden (SDR) treten. 
& Jahrbuch 2004, Nr. 1, S. 126. 
Kollektive Umschuldungsklauseln finden bei der Schweiz jedoch Zustimmung.
Eine qualifizierte Mehrheit der Gläubiger soll für alle Umschuldungsverhand-
lungen verbindlich bestimmen können.
Der IWF legte ein besonderes Schwergewicht auf die Arbeit mit den ärmsten Län-
dern. Es geht dabei derzeit insbesondere um die Tragbarkeit der Schulden, die
Rolle des IWF im PRS-Prozess, die Finanzierung durch die Armutsbekämpfungs-
und Wachstumsfazilität, die Umsetzung der Millenniumsziele (MDG). Der IWF
sollte sich nach Ansicht der Schweiz klarer positionieren im Spannungsfeld zwi-
schen der traditionellen Hilferolle in der kurzfristigen Stabilisierungspolitik und
den längerfristigen Finanzierungsbedürfnissen der ärmsten Länder. So sollte sich
der Fonds bei der Finanzierung der Millenniumsziele mehr darauf konzentrieren,
die Absorptionsfähigkeit der ärmsten Länder zu erhöhen und die makroökonomi-
sche Stabilität abzusichern, als selber zur Finanzierung beizutragen. Skepsis
zeigte die Schweiz gegenüber dem neuen Trade Integration Mechanism (TIM).
Dieser Mechanismus soll ärmsten Ländern helfen, die Entwicklungsrunde von
Doha erfolgreich umzusetzen. Er soll dazu beitragen, negative Auswirkungen ero-
dierender Handelspräferenzen auszubalancieren, die Elimination der Textilquoten
aufzufangen und höhere Kosten für Nahrungsmittelimporte infolge der Reduktion
von Agrarexportsubventionen zu decken. Die Schweiz ist der Meinung, der Fonds
habe bereits Instrumente zur Finanzierungshilfe bei exogenen Schocks. Deshalb
müsse das Schwergewicht des Trade Integration Mechanism bei der Anpassungs-
und nicht bei der Finanzierungspolitik liegen.
Weitere Aktivitäten der Schweiz gegenüber dem IWF
Die übliche jährliche Überprüfung der Schweizer Wirtschaftspolitik durch den
IWF (Art. IV-Konsultation) fand im März 2004 statt. Der IWF lobte die Geldpo-
litik der Schweizerischen Nationalbank, mahnte, das strukturelle Defizit des
Bundeshaushalts zu korrigieren und das Wirtschaftswachstum mittels strukturel-
ler Reformen weiter anzukurbeln. Trotz Budgetengpässen sei die Schweiz aber
in der Lage, die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit weiter zu steigern.
Der Fonds forderte die Schweiz zudem auf, sich bei den Welthandelsgesprächen
für den Abbau der Agrarsubventionen einzusetzen36.
108
35 IMF, Lessons from the Crisis in Argentina. Washington, October 8, 2003, <www.imf.org/
external/np/pdr/lessons/100803.htm>; IMF-Independent Evaluation Office, Report on the Evaluation
of the Role of the IMF in Argentina, 1991-2001, Washington, June 30, 2004, <www.imf.org/
External/NP/ieo/2004/arg/eng/indes.htm>.
36 EFD, Medienmitteilung vom 8.3.2004 <www.efd.admin.ch/d/dok/medien/medienmitteilungen/
2004/>. IMF, Switzerland – 2004 Article IV Consultation. Concluding Statement, Bern, March 8,
Die Eidgenössischen Räte stimmten in der Frühjahrssession vom März 2004 nach
längerem Hin und Her dem Bundesbeschluss über die Weiterführung internatio-
naler Währungshilfe zu. Ursprünglich hatte der Bundesrat beantragt, den bisher
befristeten Beschluss künftig nicht mehr zu befristen. Dem widersetzte sich der
Nationalrat. Der Ständerat schwenkte erst nach dem Differenzverfahren ein37.
Vor dem Hintergrund des 60-jährigen Bestehens von IWF und Weltbank publi-
zierte die Erklärung von Bern eine kritische Broschüre und hielt eine Medien-
konferenz ab38. Eine öffentliche Tagung der Erklärung von Bern diskutierte im
November 2004 die Rolle des IWF bei der Armutsbekämpfung. 
❏ Die Schweiz und die Weltbank
Die Geschäftstätigkeit der Weltbank
Die Kredittätigkeit der IBRD blieb 2004 knapp hinter der Vorjahrstätigkeit
zurück, während die IDA mehr Kredite und Projekte bewilligte, aber hinsicht-
lich der Auszahlungen knapp unter den Vorjahrszahlen lag (Tabelle 23). 
Tabelle 23 : Ressourcenfluss von IBRD und IDA, 2000-2004
(in Millionen Dollar, jeweils per 30.6.)
2000 2001 2002 2003 2004
IBRD
Kreditzusagen 10 919 10 481 11 452 11 231 11 045
Anzahl Projekte 97 91 96 99 87
Auszahlungen 13 332 11 784 11 256 11 921 10 109
Nettoressourcenfluss 2934 2149 –769 –7956 –8370
Ausstehende Kredite 120 104 118 866 121 589 116 240 109 610
IDA
Kreditzusagen 4358 6764 8068 7282 9035
Anzahl Projekte 126 134 133 141 158
Auszahlungen 5177 5492 6612 7019 6936
Nettoressourcenfluss 4257 4495 5549 5651 5538
Ausstehende Kredite 86643 86572 96372 106877 115 743
Quelle : WB, Annual Report 2004, Washington, 2004 < www.worldbank.org/annualreport/2004>.
Die Politik der Schweiz in der laufenden Geschäftstätigkeit der Weltbank39
Die Schweiz bezeichnete den ersten, dem Entwicklungsausschuss an der Früh-
jahrstagung 2004 unterbreiteten Global Monitoring Report (GMR) als eine
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2004 <www.imf.org/external/np/ms/2004//030804.htm>; IMF, Switzerland : 2004 Article IV Consul-
tation-Staff Report, PIN, and Statement by the Executive Director for Switzerland, Washington, June
18, 2004, <www.imf.org/external/pubs/cat/longres.cfm?sk=17470.0>.
37 Eidg. Parlament, Amtliches Bulletin, diverse Sessionen 2003 und 2004, <www.parlament.ch/>.
38 EvB, Die verpfändete Welt. Eine Chronik zum 60-jährigen Bestehen von Weltbank und IWF. Doku-
mentation I/2004, Zürich, <www.evb.ch>, wo auch die Unterlagen der Medienkonferenz aufgeführt
sind.Vgl. ferner Déclaration de Berne, Vers un Développement solidaire, Nr. 177, Oktober 2004.
39 Vgl. dazu WB, Report by the Executive Director to the Governors of Azerbaijan, Kyrgyz Republic,
Poland, Serbia and Montenegro, Switzerland, Tajikistan, Turkmenistan, Uzbekistan, Oktober 2004 
<www.deza.admin.ch/ressources/deza_product_en_1212.pdf>. seco und DEZA haben zudem den bis-
her in loser Folge verfassten und nicht veröffentlichten Newsletter über Aktivitäten in der Weltbank
neu gestaltet und wollen ihn analog dem Newsletter zum IWF künftig auch quartalsweise erstellen
und publizieren. Siehe seco/DEZA, Newsletter, Zusammenarbeit mit der Weltbank und den Regiona-
len Finanzinstitutionen, 20.9.2004, <www.deza.admin.ch/ressources/deza_product_de_1154.pdf>.
Beide Dokumente sind auch auf der Website des seco (Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Entwick-
lungsländern) zu finden <www.seco-cooperation.ch/>.
exzellente Übersicht über den bisherigen Fortschritt und die noch anstehenden
Herausforderungen bei den Millenniums-Entwicklungszielen. In vielen Län-
dern, insbesondere in Afrika, müssen die Reformanstrengungen verstärkt wer-
den, wenn die Ziele erreicht werden sollen. Der Bericht verdeutlicht aber auch,
dass die Industrieländer ihre Aufgaben nur teilweise lösten (mehr Hilfe, Abbau
von Agrarsubventionen, Marktzugang), während die multilateralen Institutionen
ihre Effektivität und die Koordination ihrer Aktivitäten verbessern müssen40.
Die Verhandlungen über die 14. Wiederaufstockung der IDA begannen im
Februar 2004 in Paris. Weitere Runden fanden im Juli in Hanoi, im Oktober in
Washington und im Dezember in Athen statt. Die Verhandlungen konnten noch
nicht erfolgreich abgeschlossen werden. Die Schweiz erachtete zusammen mit
einigen weiteren, unter Spardruck stehenden Ländern die vorgesehene Erhö-
hung der Aufstockung um 32 Prozent auf 23,1 Milliarden SZR und die damit
verbundene Ausweitung der Finanzierungstätigkeit als zu ambitiös. Im Jahr
2004 leistete die Schweiz 147 Millionen Franken an die IDA (IDA-13, Vorjahr :
123 Mio. Fr.).
Hohe Wellen warf die Überprüfung des Weltbankengagements in der extraktiven
Industrie (Bergbau, Erdölindustrie). Die im Jahr 2001 eingesetzte externe
Expertenkommission unter dem früheren indonesischen Umweltminister Emil
Salim lieferte ihren Bericht im Januar 2004 mit Verspätung und mit grossen
Kostenüberschreitungen ab. Der Bericht forderte insbesondere einen Stopp für
Investitionen im Erdölsektor, sofern sie nicht direkt der Armutsbekämpfung die-
nen, sowie einen Ausbau der erneuerbaren Energien. Dem Bericht wurde vorge-
worfen, nicht alle geforderten Aufgaben erfüllt zu haben. Zur Diskussion stan-
den ebenfalls interne Evaluationsberichte41. Die Schweiz konsultierte die
privaten Entwicklungsorganisationen mehrfach. Diese forderten, teils im Ver-
bund mit den breiten, internationalen Aktionen der Zivilgesellschaft, eine mög-
lichst weitgehende Berücksichtigung der Vorschläge der Kommission Salim.
Die Schweiz stützte jedoch die Absicht der Weltbank, auch weiterhin Investitio-
nen in Bergbau und Erdölindustrie zu tätigen. Allerdings sollen sie der Armuts-
bekämpfung dienen, umweltfreundlich und sozialverträglich sein. Die Weltbank
müsse erneuerbare Energien mehr fördern. 
Breiten Raum nahm in der Weltbank die Debatte um die Rolle der Weltbank in
den Ländern mit mittlerem Einkommen (Middle Income Countries, MIC) ein. In
diesen Ländern leben nach wie vor 70 Prozent der Ärmsten der Welt. Obschon
diese Länder teilweise Zugang zu den privaten Kapitalmärkten haben, bleiben
viele von ihnen nach wie vor auf Kredite der Weltbank angewiesen. Die Welt-
bank muss den unterschiedlichen Bedürfnissen unter den MIC besser Rechnung
tragen. Die Schweiz stimmte mit der Mehrheit einem Versuch bei, bei fortge-
schritteneren Entwicklungsländern vermehrt auf landeseigene Gesetze, Regulie-
rungsvorschriften und Politikgrundsätze abzustellen als auf Weltbankgrundsätze.
Nichtregierungsorganisationen wiesen darauf hin, dass damit die Aufweichung
von umwelt- und sozialpolitischen Standards verbunden sein könne. Die Welt-
bank liess ihre Politik gegenüber den Transitionsländern durch ihr unabhängiges
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40 WB, Global Monitoring Report 2004. Policies and Actions for Achieving the MDGs and Related Out–
comes (incl. Background Paper), Washington, 2004, <http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/
TOPICS/GLOBALMONITORINGEXT/0,,pagePK:64022007~theSitePK:278515,00.html>.
41 Für eine Übersicht vgl. <http://www2.ifc.org/ogmc/>.
Evaluationsbüro überprüfen42. Die Schweiz beteiligte sich im Rahmen der
Zusammenarbeit mit der Evaluationsabteilung an der Finanzierung dieser Eva-
luation. 
Die Weltbank reformierte ihr Instrumentarium für die Strukturanpassungskre-
dite. Das neue Development Policy Lending Programm soll flexibler auf die
Bedürfnisse der Länder angepasst sein, rascher ausbezahlt werden können. Die
Schweiz sieht darin eine Qualitätsverbesserung in der Vorbereitung und Durch-
führung der Programme.
Weiterhin ein grosses Anliegen ist der Weltbank die Entwicklung des privaten
Sektors. Der Weltentwicklungsbericht 2005 widmet sich dem Entwicklungs-
klima43. seco und DEZA stellten den Bericht am 8. Oktober 2004 an einem
Seminar in Zürich vor. Grosses internationales Medienecho fand eine künftig
jährlich zu publizierende Studie der Weltbank mit quantitativen Indikatoren über
die Regulationsdichte für Unternehmen44.
Weitere Aktivitäten der Schweiz gegenüber der Weltbank
seco und DEZA erarbeiteten und publizierten eine gemeinsame Strategie für die
Arbeit in der Weltbank in den nächsten Jahren. Diese Leitlinien dienen der täg-
lichen Arbeit, sollen aber gleichzeitig die Öffentlichkeit besser über das schwei-
zerische Engagement in der Weltbank informieren45.
❏ Die Schweiz an den Jahresversammlungen von IWF und Weltbank
Seitdem IWF und Weltbank auf ihren Websites Traktandenlisten, Hintergrund-
papiere, Abschriften von Medienkonferenzen, Reden (einschliesslich der
Schweizer Vertreter) und Abschlusskommuniqués ihrer halbjährlichen Treffen
veröffentlichen, haben sie an Transparenz gewonnen46.
Die Frühjahrstagung fand am 23.-25. April 2004 in Washington statt. Die
Schweizer Delegation stand unter der Leitung von Bundespräsident Joseph
Deiss. Tags zuvor hatten sich die Delegationen der von der Schweiz geführten
Stimmrechtsgruppe getroffen. Im Währungs- und Finanzausschuss (IMFC) rief
Nationalbankpräsident Jean-Pierre Roth insbesondere für die konsequente
Anwendung der Regeln bei der Vergabe von IWF-Krediten mit ausserordentli-
chem Zugang zu IWF-Ressourcen auf. Die Schweiz lehnte den Vorschlag einer
International Financial Facility (IFF oder Brown Facility) einmal mehr ab. Im
Entwicklungsausschuss begrüsste der Bundespräsident das neue Konzept zur
Prüfung der Schuldentragfähigkeit.
Die Jahrestagung im Herbst fand 2004 wiederum in Washington statt (2.-3.
Oktober 2004), wobei die Schweizer Delegation erstmals unter der Leitung von
Finanzminister Hans-Rudolf Merz stand. Bundesrat Merz plädierte im Wäh-
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42 WB, OED, Economies in Transition. An OED Evaluation of World Bank Assistance. Washington,
2004, <www.worldbank.org/oed>.
43 WB, World Development Report 2005. A Better Investment Climate for Everyone. Washington, 2004,
<www.worldbank.org/wdr2005>.
44 WB, Doing Business in 2005. Removing Obstacles to Growth. Washington, 2004, <http://mu.
worldbank.org/doingbusiness>.
45 seco/DEZA, Die Schweiz und die Weltbank. Leitlinie. Bern, 2004, <www.deza.admin.ch/ressources/
deza_product_de_1210.pdf>.
46 <www.imf.org/external/am/2004/index.htm> und <www.worldbank.org//ambc>.
rungs- und Finanzausschuss insbesondere für eine klare Fokussierung der
Tätigkeit des IWF in den ärmeren Ländern. Merz legte dar, dass die Schweiz
bei der Suche nach innovativen Finanzierungsmechanismen Lösungen im Rah-
men der regulär über das Budget laufenden Entwicklungshilfe Mechanismen
wie die IFF oder globale Steuern vorziehe. Bundespräsident Joseph Deiss
ortete im Entwicklungsausschuss zumindest im Bereich der globalen Umwelt-
steuern ein gewisses Potenzial. Vorschläge seitens der USA und Grossbritan-
niens für die vollständige Streichung der Schulden der ärmsten Länder gegen-
über den multilateralen Institutionen wurden zwar diskutiert, führten aber
weder zu Entscheidungen, noch zur Erwähnung im Abschlusskommuniqué.
Die Schweiz nahm ebenfalls am Treffen der G-10 teil. Dort wurde ein auf
Betreiben der Schweiz, Belgiens, Schwedens und der Niederlande erstellter
Bericht über das Klumpenrisiko der IWF-Krediterteilung an die drei Gross-
schuldner Argentinien, Brasilien und Türkei diskutiert. 
7.3.2. Schweizer Finanzleistungen an regionale Entwicklungsbanken
Die Schweiz beteiligt sich an der im Juni 2004 abgeschlossenen 9. Wiederauf-
stockung des Asiatischen Entwicklungsfonds mit einem Beitrag von 53,02 Milli-
onen Franken. Das sind 1,23 Prozent der insgesamt 7 Milliarden Dollar umfas-
senden Aufstockung47.
Die Verhandlungen über die 10. Aufstockung des Afrikanischen Entwicklungs-
fonds konnten im Dezember 2004 erfolgreich abgeschlossen werden. Insgesamt
verfügt der Fonds für die Jahre 2005 bis 2007 über 5,4 Milliarden Dollar. Der
Afrikanische Entwicklungsfonds verfügt damit über rund 43 Prozent mehr
Mittel als in der Vorperiode. Die Schweiz wird (vorbehältlich der Zustimmung
des Bundesrates) 153,5 Millionen Franken – nominell gleichviel wie bei der 9.
Wiederauffüllung – beitragen. Somit wird der Schweizer Anteil unter die frühe-
ren 3 Prozent sinken. 
Wie bei der IDA sollen auch die Entwicklungsfonds der regionalen Entwick-
lungsbanken anstelle der zinsvergünstigten Darlehen künftig mehr Mittel in
Form von Zuschüssen vergeben. Als Folge werden in einigen Jahren die Rück-
zahlungen geringer ausfallen. Gleichzeitig sind mehr Mittel nötig, damit die
ärmsten Länder die Millenniumsziele erreichen können. Dies bedingt höhere
Beiträge der Geberstaaten. Die Schweiz setzte sich mit einigen anderen Ländern,
die ebenfalls Budgetprobleme aufweisen, für tiefe Auffüllungsszenarien ein. 
Bei der Europäischen Entwicklungsbank (EBRD) unterstützt die Schweiz neu
einen Fonds für technische Hilfe und Investitionsbeihilfen zugunsten der
zentralasiatischen und kaukasischen Länder mit einem Beitrag von 15 Millionen
Euro.
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Tabelle 8 : Finanzielles Engagement der Schweiz gegenüber den multilateralen 
Entwicklungsbanken, 2003-2004 (in Millionen Franken)
Finanzielles Engagement der Schweiz 2003 2004
– gegenüber der Afrikanischen Entwicklungsbank
Institutionelle Verpflichtungen 52.7 46.7
AfDB Kapitalanteil 1.8 1.7
AfDF Beiträge 50.9 45.0
– gegenüber der Asiatischen Entwicklungsbank
Institutionelle Verpflichtungen 19.0 17.8
ADB Kapitalanteil 0.4 0.4
ADF Beiträge 18.6 17.3
– gegenüber der Interamerikanischen Entwicklungsbank
Institutionelle Verpflichtungen 5.9 5.2
IDB Kapitalanteil 1.2 0.5
IIC Kapitalanteil 1.3 1.2
FSO Beiträge 3.4 3.4
– gegenüber der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
Institutionelle Verpflichtungen 9.6 9.6
EBRD Kapitalanteil 9.6 9.6
Quelle : Bundesrat, Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2004 sowie Botschaften zu Wirtschaftsvereinbarungen vom 
12. Januar 2005, S. 144-145, <www.seco-admin.ch/publikationen/00391/index.html?lang=de>.
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